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Vorblatt 


Einsprüche gegen die Gültigkeit des Volksentscheids 
im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Württemberg 
vom 7. Juni 1970 

(Berichte des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung) 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat gemäß Artikel 1 § 4 Volksent- 
scheidsG und der §§20 ff. des Gesetzes über Volksbegehren 
und Volksentscheid bei Neugliederung des Bundesgebietes nach 
Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes über die Gültigkeit 
der Abstimmung nach den Vorschiften des Wahlprüfungsge- 
setzes zu entscheiden. 

Die Einsprüche sind im wesentlichen begründet worden mit: 

a) Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz und Verletzung 
des Demokratiegebots durch unzulässiges Eingreifen des 
Landtages, der Landesregierung, der politischen Parteien im 
Landtag, kommunaler Vertretungen und andere Organisa- 
tionen und Verbände des Landes Baden-Württemberg im 
Ab s t immungs k amp f , 

b) unzulässiges Hinauszögern des Volksentscheids, unberech- 
tigte Teilnahme der 18 bis 21jährigen an der Abstimmung 
und unzulässiger Ausschluß der nicht im Abstimmungsgebiet 
wohnenden Geburtsbadener, 

c) ungleiche Verteilung der Sendezeiten zwischen Befürwortern 
und Gegnern der Wiederherstellung eines selbständigen 
Landes Baden. . 


B. Lösung 

Zurückweisung dieser Einsprüche ohne öffentliche mündliche 
Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit, da even- 
tuell vorgekommene Wahlfehler angesichts des Abstimmungs- 
ergebnisses keinen entscheidenden Einfluß auf das Endergebnis 
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haben konnten. Hinsichtlich dieser Entscheidung folgt der Wahl- 
prüfungsausschuß der ständigen Praxis der Rechtsprechung in 
Wahlprüfungsangelegenheiten. 


C. Alternativen 

standen im Ausschuß nach Prüfung der Sach- und Rechtslage 
nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

1/10 der den Einspruchsführern zu Az. V 2/70, V 3/70, V 7/70 
und V 4/70 durch die Enlegung ihres Einspruchs entstandenen 
notwendigen Kosten (§19 Abs. 1 WPG); die genaue Höhe kann 
nicht angegeben werden. 



Drucksache VI/2338 

Sachgebiet 111 

Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Einspruch des Werner Heisterkamp, Villingen, 
gegen die Gültigkeit des Volksentscheids im Gebiets- 
teil Baden des Landes Baden-Württemberg 

— Az. V 6/70 — 


Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Frehsee 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 

Bonn, den 15. Juni 1971 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Gesdiäftsordnung 

Schoettle • Frehsee 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Anfechtungssache — Az. V 6/70 — des Werner Keistcrkamp, Villingen, 

gegen die Gültigkeit des Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes ^ 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung am 

beschlossen: 

Der Einspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 3. Juli 1970 hat der Ein- 
spruchsführer gegen die Gültigkeit des Volks- 
entscheids auf Grund des Gesetzes über den 
Volksentscheid im Gebietsteil Baden des Lan- 
des Baden-Württemberg gemäß Artikel 29 
Abs. 3 GG vom 7. Juni 1970 Einspruch einge- 
legt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Bei dem Volksentscheid sei die Chancengleich- 
heit nicht gewährleistet gewesen, da der Druck 
der sogenannten Südwest- Anhänger zu groß 
gewesen sei. Er selbst habe miterlebt, daß man 
ihn diffamierte, als er sich zu Baden bekannte 
und dafür aktiv eingesetzt habe. Hin und wieder 
sei zu hören gewesen, wer Baden wähle, sei 
nicht normal bzw. die Altbadener solle man alle 
ausrotten. 

Nie zuvor habe er bei einer Wahl einen derarti- 
gen Druck von der Gegenseite verspürt wie bei 
diesem Volksentscheid. Selbst an der Wahlurne 
habe man ihn erkannt und gesagt, jetzt komme 
eine Stimme für Altbaden. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung 
der Sach- und Rechtslage beschlossen, gemäß 
§ 6 Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes 
(WPG), das gemäß § 32 des Gesetzes über Volks- 
begehren und Volksentscheid bei Neugliederung 
des Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 
GG i. d. F. vom 26. Februar 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 204) Anwendung findet, von der 
Anberaumung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch offensichtlich unbegründet. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts (vgl. BundesVerfGE 1, 430 (433); 4, 
370 (379); 22, 277 (281) dient das Wahlprüfungsver- 


fahren nur dem Schutz des objektiven Wahlrechts. 
Dieser Grundsatz, dem sich auch der Bundestag in 
seinen Wahlprüfungsentscheidungen angeschlossen 
hat, muß sinngemäß auch für die Prüfung des Ab- 
stimmungsergebnisses und die Entscheidungen über 
die Gültigkeit der Abstimmung bei Volksentsckei- 
dungen gelten. Das bedeutet, daß ein Einspruch 
nur auf solche Fehler in der Vorbereitung und 
Durchführung der Abstimmung gestützt werden 
kann, die auf das Gesamtergebnis des Volksent- 
scheids von Einfluß sind oder sein können. 

Derartige Fehler sind aber vom Einspruchsführer 
nicht vorgetragen worden. Seine Ausführungen be- 
fassen sich lediglich allgemein mit dem Stil des 
Abstimmungskampfes. Soweit von privater Seite 
abwertende Äußerungen getan werden, die mög- 
licherweise als moralisch verwerflich anzusehen 
sind, vermögen sie den Einspruch nicht zu begrün- 
den, da sie unter dem Gesichtspunkt der Entschei- 
dungsfreiheit des Wählers nicht geeignet waren, 
die Wahlfreiheit des Abstimmenden zu beeinträch- 
tigen. Für eine amtliche Wahlbeeinflussung sind 
vom Einspruchsführer keine entsprechenden Be- 
hauptungen aufgestellt worden. 

Der Einspruch war daher gemäß § 4 des Gesetzes 
über den Volksents^cheid im Gebietsteil Baden des 
Landes Baden- Württemberg gemäß Artikel 29 
Abs. 3 GG vom 26. Februar 1970 i. V. m. § 32 Abs. 3 
des Gesetzes über Volksbegehren und Volksent- 
scheid bei Neugliederung des Bundesgebietes nach 
Artikel 29 Abs. 2 bis 6 GG i. d. F. vom 26. Februar 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 204) und § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes als offensichtlich 
unbegründet zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 '(Bundesgesetzbl, I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — ... — beim Bundesverfassungsge- 
richt eingegangen sein. 
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